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In dem Sozialrechtsstreit

Verkündet
V _am 29. Mai 1962 1.)„‚„‚„.„„„„....

........... ....... ..... ... ..... ‚„.„.,
Beklagten und Revisionsklägerin,

2
o)...ouoooocoonooncuoooooooßoouooooococnooooouoeooul‚

Beigeladenen und Revisionsklägers,

gegen

ooooooo ooooo ouooooooooouooncooaoooooooooonocuuoutooo,

Kläger und Revisionsbeklagten,

weiter beigeladenz ii‚„c„„„‚o„‚„i„°„ü„a.„‚„.„..„.„.,

hat der 6‘ Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 29° Mai 1962, an der
mitgewirkt haben .

Senatspräsident Prof. Dr° B o g 5
als Vorsitzender,

die Bundesrichter* R i c h t e r
und Dr° L a n g k e i t

sowie die Bundessozialrichter Prof.DßDr° G 6 b b e 1 s
und Dr„ M o e r c ‘ e l

für Recht erkannt:

Auf die ReviSion der beklagten Kassenärztlichen Ver—
einigung und des beigcladenen Verbandes der Ange—i
stellten—Krankenkassen wird das Urteil des Landes—'
sozialgerichts Berlin vom 9. Dezember 1960 aufgehoben°

Der Rebhtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent-
scheidung an das Landessozialgericht zurückverw1esen°

Von Rechts wegen.
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Der Streit betrifft die Rechtswirksamkeit von Honorarkürzun—

gen nach dem Ersatzkassenvertrag für Ärzte (EKV).
er Kläger

ist Facharzt für Frauenkrankheiten in Berlin und zur Behand-
lung von Sozialversicherten zugelassener Kassenarzt, weiter-

hin iSt er an der Behandlung von
Ersatzkassen—Patiénten be—

teiligt. Seine Tätigkeit für die Ersatzkassen regelt ein Ver-

trag, der am 12. Mai 1950 zwischen dér Arbeitsgemeinschaft der
Kassenärztlichen Vereinigungen des Bundesgebietes und dem Ver-

band der Angestellten-Krankenkassen e.V. (VdAK) abgeschlossen
werden ist. Nach @ 8 Ziff. 1 dieses Vertrages wird die ver—
tragsärztliche Tätigkeit nach Einzelleistungen auf Grund der

für die Ersatzkassenpraxis bearbeiteten Allgemeinen Deutschen

Gebührenordnung (E-Adgo) —einschließlich der Entscheidungen

der in $ 19 EKV vorgesehenen Arbeitsgemeinschaft —vergütet.
'Die ärztliche Tätigkeit wird nach @ 14 EKV ausschließlich

durch den Prüfungsausschuß und Beschwérdeausschuß überwacht.
Die Aufgabe dieser Prüfungseinrichtungen besteht darin, "die

Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit.der für Rechnungder
Vertragskassen ausgeführten.Tätigkeit jedes Vertragsarztcs
nach Herkommen und Gepflogenheit unter Beachtung des Wandels

medizinischer Anschauungen zu beurteilen". Die Durchführung

der Rechnungsprüfung ist in % 15 EKV geregelt. '

Mit Schreiben vom 2. Oktober 1958 übersandte die beklagte

Kassenärztliche Vereinigung (KV) dem Kläger neben anderen

Honorarabrechnungen die Abrechnung des I. Quartals 1958

(1/1958) für die Ersatzkassen mit dem Hinweis, daß er gegen

das Abrechnungs—und Prüfungsergebnis innerhalb eines Monats
Einspruch erheben könne, der schriftlich zu begründen und an

den Prüfungsausschuß der beklagten KV zu richten sei. Als
'Honorar

Waren in 25 Behandlungsfällen für vier Ersatzkassen

insgesamt 1.130,45 DM berechnet und anerkannt. Der VdAK
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erhob "Einspruch" gegen die Festsetzung des Hon0rars mit der
Begründung, bei allen beteiligten Kassen sei eine außeror-

dentlich hohe Kostenbelastung festzustellen; bis auf vier

Behandlungsfälle lägen sämtliche Fälle weit über dem Behand-
lungsumfang vergleichbarer Praxen, wobei die umfangreichen

Sachleistungen besonders
auffällig seien. Durch Bescheid

vom 21, Juli 1959 teilte der Prüfungsausschuß dem Kläger mit,

in einer Sitzung des Prüfungsau$schusses mit dem VdAK vom
ll. Juni 1959 hätten die Abrechnungsunterlagen ergeben,

daß die Anforderungen für Sachleistungen den Durchschnitt

der Fachgruppe mit 854 % überschritten hätten. Diese Über-

höhung habe sich durch die umfangreiche Bestrahlungsthera—

pie neben der gynäkologischen Behandlung ergeben. Der Prü—

fungsausschuß habe deshalb einer Kürzung der Sachleistun—V

gen um 75 V.H. zugestimmt, was einer Honorarkürzung um
355,50„DM entspreche. Der Kläger erhob mit einem am 1.August

1959 bei der KV eingegangenen Schreiben "Beschwerde" und

brachte in der Sitzung des Beschwerdeausschusses vom 6. Okto—

ber 1959 vor, sein Krankengut bestehe meist aus schweren!d

Fällen, er versuche unter allen Umständen durch konservaf

tive Behandlung zu einem Erfolg zu kommen; der Vorwurf, in

den meisten Fällen Parallelbehandlungen vorgenommen zu ha—

ben, sei nicht berechtigt" Auf.den Hinweis des Beschwerde-

ausschusses, eine "dreigleisige" Behandlungsmethode (Tampon-

behandlung, Kurzwellenbestrahlung und Injektionen) sei kas—

senunwirtschaftlich, da nach den Diagnosen die eine oder die

andere Behandlungsart ausreiche, erklärte Dr° B::::::, es

sei nicht notwendig, zuerst den Erfolg einer Behandlung

abzuwarten; er habe durch seine Behandlungsweise den Ersatz—

kassen erhebliche Aufwendungen für Operationen erspart. Der

Beschwerdeausschuß bestätigte in der Sitzung vom 6. Oktober

1959 die Kürzung des Prüfungsausschusses mit der Begründung,

der Kläger habe bei der Behandlung entzündlicher Unterleibs—

erkrankungen fast stets neben Tamponbehandlungen gleichzei-

tig Strahlentherapie und Kurzwellenbehandlung durchgeführt,

die Behandlungsmethode sei mit ihm an Hand von Einzelfällen

'!
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erörtert wordehf‘Aüf die vom kiäéé% "im'großen■jangewandte
Behandlungsweise sei es zurückzuführen, daß seine Honorar—

anforderung den Durchschnitt seiner Fachgruppe um etWa das

Dreifache übersteige. '

Im Ill..Quartal 1958 war in der Honorarabrechnung ein Hono—

rar von 2,112,43 DM anerkannt worden. Auch gegen diese Hono—
rarabrechnung erhob der VdAK "Einspruch", und zwar mit der
Begründung, außer den Grundleistungen seien die Honoraran—

forderungen in allen Positionen überhöht. Durch Bescheid

vom }. Dezember 1959 kürzte der Prüfungsausschuß die Hono—

raranforderung des Klägers für kleine Sonderleistungen um
40 % (A12,40 DM) und für Sachleistungen um 60 % (A95‚f_ DM).

Er führte zur Begründung aus, daß entsprechend den Bestim—

mungen des EKV eine gemeinsame Besprechung mit dem VdAK

über die beanstandeten Liquidationen durchgeführt worden

sei. Nach dem Beschluß der Arbeitsgemeinschaft vom 5. Novem-

ber 1958 über die Prüfung der ärztlichen Tätigkeit seien

die Prüfungsausschüsse sowohl nach dem Text als auch nach

dem Sinn und Willen des Vertrages befugt und gegebenenfalls

verpflichtet, Kürzungen ohne detaillierte_Einzelbegründun—

gen auch in prozentualer oder pauschalierter Form vorzuneh—

men. Die überhöhte Anforderung für kleine Sondcrleistungen

sei vor allem auf den fast laufenden Ansatz der Pos. 554

neben Pos. é5 zurückzuführen. Ferner sei bei der sehr

umfangreichen Sachleistungstherapie die Ziff. 650 beson—

ders häufig angesetzt wordeng'dabei sei auffallend, daß

der Kläger oft Bestrahlungsmaßnahmen neben gleichgerichte-

ten Sonderleistungen durchgeführt habe. Eine derartig kom-

binierte Therapie, die im Einzelfall einmal nötig sein

könne, müsse in dem vom Kläger geübten Ausmaß zwangsläufig

verteuernd auf die Behändlungskosten wirken.

Der Kläger legte auch gegen diesen Bescheid, und zwar‚am

16. Dezember 1959, durch seine jetzigen Prozeßbevollmäch—

tigten "Beschwerde" ein unter Hinweis auf die bereits beim

‚_.5 _
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Sozialgericht wegen des I. Quartals anhängige Klage. Der

Beschwerdeausschuß beraumte eine mündliche Verhandlung auf

den 16. Februar 1960, abends 21,45 Uhr an. Am 12. Februar
1960 teilten die Prozeßbévollmächtigten des Klägers dem
Beschwerdeausschuß mit, daß weder sie noch der Kläger in

der Lage seien, in den Nachtstunden Verhandlungen zu füh-

ren, und Daten um Verlegung des Termine auf die üblichen

Tagesstunden. Der Ladung zum Termin war eine Aufstellung

über Einzelkürzungen in einem Gesamtbetrag von 501,—- DM

ohne Technikerkasse beigefügt. Der Beschwerdeausschuß

lehnte mit einem an die Prozeßbevollmächtigten des Klä—
gers gerichteten Schreiben vom 15. Februar 1960 die Ver-

legung des Termins ab und wies darauf hin, daß auch in

Abwesenheit des Klägers verhandelt werden könne, das Auf—

treten eines Rechtsanwalts allein, d.h. ohne den betrof—‘

fenen Arzt} sei jedoch nieht möglich. Über die Beschwerde
entschied der Besbhwerdeau350huß

am 16. Februar 1960 in Ab—

wesenheit des Klägers und seiner Prozeßbevollmächtigten.

Er hob die Einzelkürzungen (in Höhe von 527,—- DM) auf,

weil nach nochmaliger Überprüfung der Diagnosen auf den

Krankenscheinen die Begründung für diese Einzelkürzuna:_ 3

gen zum Teil wegfalle. Weiterhin hob der Beschwerdeaus—

schußldie Kürzung von 40 v.H. der Anforderung für kleine

Sonderleistungen und von 60 v.H. der Sachleistungen auf

und kürzte seinerseits die Anforderungen für kleine Son-

derleistungen um 40 V.H. und für Sachleistungen um
70 V.H. Zur Begründung führte der Beschwerdeausschuß

aus, bei den kleinen Sonderleistungen sei durch den

gehäufien Ansatz der Pos. 25 und 534 sowie durch serien-

weisen Ansatz der Pos. 575 eine Unwirtschaftlichkeit

festgestellt worden. Bei den Sachleistungen sei die Pos.

650 häufig und serienweise angezogen, was nach den Dia-

gnosen nicht immer berechtigt erscheine. Die Sachlei—

stungen seien mit 1,41 DM gegenüber einem Fachgruppen—‚

durchschnitt von 0,57 DM stark überhöht, außerdem sei

bei der Verordnungsweise eine Überhöhung festzustellen

_ 6 -
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(6,58 DM gegenüber dem Fachgruppendurchschnitt von 4,70 DM).
Die Einsparungen bei den Grund10istungen seien insofern be—
rücksichtigt, als nach der Kürzung für Sachleistungen dem

Kläger pro Fall 5,80 DM gegenüber einem Fachgruppendurch—

schnitt von 1,34 DM verblieben, Schließlich wurde dem $15-

ger noch folgende Gegenüberstcllung bekanntgegeben:

Gesamtanforderg. angéf.je Fall Fachgruppen—

‚
durchschnitt

Grd.L. und Bes° 165,—- 2,18 5,10 + 1 %

kl.Sonderl.u.Labor 1.087,50 14,50 7,50 + 1 %

Sachleistungen 951,-- 12,68 1,53 +‘1 %.

Der Kläger hat gegen beide Bescheide des Beschwerdeausschusses

Klage erhoben, über die das Sozialgericht Berlin gemeinsam ver—
handelt und entschieden hat. Zur Begründung hat er vorgetragen,
die Bescheide seien fehlerhaft, Weil sie nicht erkennen ließen,

in welchen Fällen er gegen die Bestimmungen des EKV verstoßen

habe. Eine summarische Kürzung‘séi
nicht zülässig, es fehle

auch in dem Kürzungsbescheid 1/1958 eine nähere Begründung.

‚Wenn die Einzelfälle, wie er beantragt habe, überprüft worden
wären, So hätte sich herausgestellt, daß er seinen ärztlichen

Pflichten über die Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit nach-

gekommen sei. Bei der Verhandlung über die Honorarkürzung

für III/1958 sei ihm das rechtliche Gehör versagt worden.

Demgegenüber machte die Beklagte geltend, der Kläger habe hin—

reichend Gelegenheit gehabt, seine Gegengründe vorzubringen°

Es sei nicht zu beanstanden, wenn der Beschwerdeausschuß es

abgelehnt habe, den V9rhandlungstermin zu verlegen. Die in

@ 15 Ziff„ 4 EKV angeführten Fristen seien nicht bindend,
sondern seien nur im Abrechnungsverkehr zwischen der KV und

den Ersatzkassen von Bedeutung. Es sei zweckmäßig und nach

der Rechtsprechung zulässig, bei der Honorarprüfung allge—‚

meine Fallkosten- und Fachgruppendurchschnitte heranzuziehen.

Beim Kläger habe sich ergeben, daß seine Anforderungen über

den einzelnen Fallkosten— und Fachgruppendurchschnitten gele-

-‘7-
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gen hätten, so daß eine Schätzung notwendig gewesen
sei.,

Der Beschwerdeausschuß habe die gesamten Abrechnungsun-
térlagen geprüft und die Behandlungsweise des Klägers in

einzelnen Fällen gewürdigt. \

Das Sozialgericht hat durch Urteil vom 1. Juni 1960 die

Bescheide des Beschwerdeausschusses vom 6. Oktober 1959
‘und 16. Februar 1960 aufgehoben: Die Prüfungsorgane hät—

ten die bindenden Fristbestimmungen des 5 15 Ziff. 4 EKV
nicht beachtet. Nach dem Ergebnis der mündlichen Verhand—

lung stehe nur fest, daß der Antrag des VdAK innerhalb.

der Dreimonatsfrist bei der KV eingegangen sei. Der Prü«

fungsausschuß habe jedoch die weiter im Vertrag
vorge-

sehenen Fristen nicht gewahrt; weder das Datum der Zwi—

‘schenbesprechung noch der Zeitpunkt des Antrags des VdAK

seien feststellbar. Außerdem entspreche das in $'15 Ziff.

& EKV geregelte Prüfungsverfahrcn nicht den Vorschriften

der @@77 bis 86 des Sozialgerichtsgesetzcs (EGO). Der
Beschwerdeausschuß habe im übrigen die statistischen

Grundlagen nur summarisch Verwertet, ohne die Besonder-

heiten der Praxis des Klägers zu berücksichtigen. Es sei

auch nicht zu erkennen, inwieweit überhaupt die Einwen—

dungen des Klägers geprüft seien. Dem Kläger sei ferner

in der Sitzung des Beschwerdeausschusses vom 16..Fe—

bruar 1960 das rechtliche Gehör versagt worden; dem Ver-

tagungsantrag hätte stattgegeben werden müssen, weil

dem Kläger eine Verhandlung zur Nachzeit nicht zuzumuten

gewesen sei. Schließlich sei der Hinweis unrichtig, daß

das Auftreten eines Rechtsanwalts vor dem Beschwerdeaus—

schuß nicht möglich sei.

Gegen dieses Urteil hat die KV Berufung eingelegt und zur

Begründung im wesentlichen geltend gemacht: Die Fristüber—

schreitungen könnten frühestens im Stadium der Zwischen—

besprechung eingetreten sein. Bei den in $ 15 Ziff. & EKV

erwähnten Fristen handele es sich nicht_um Ausschluß—,

sondern um 0rdnungsfristen, die nur einen zügigen Ablauf
‚

i
1 * 8 -
i

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 8 _

des Prüfungsverfahrens gewährleisten sollten. Im übrigen

' habe der Beschwerdeausschuß die gesamten Abrechnüngsunter-

lagen neu geprüft, dadurch seien etwa bestehende Mängel

des Verfahrens geheilt. Der Beschwerdeausschuß habe auch

ohne weitere Angaben des Klägers trotz dessen Abwesenheit

die Eigenheiten seiner Praxis ausreichend gewürdigt° Die

Anberaumung des Prüfungstermine in später Abendstunde sei
unvermeidliCh, weil frei praktizierende Ärzte in den Prü—

fungs- und Beschwerdeausschüssen tätig seien.

Im Berufungsverfahren haben die Beklagte und die Beigela—

denen beantragt, das Urteil des Sozialgerichts aufzuheben

und die Klage abzuweisen. Der Kläger hat beantragt, die

Berufung zurück2uweisen. Er hat im wesentlichen ausgeführt,

daß die im EKV vereinbarten Fristen von allen Beteiligten

; einzuhalten seien und daß die Verletzung der Fristen auch

durch das Beschwerdeverfahren nicht geheilt werde. Die Be—

klagte könne sich auch nicht auf einen Verwaltungsnotstand

berufen, vielmehr hätte sie durch Einstellung ausreichen-

den und geeigneten Personals für Abhilfe sorgen müssen. Im

Interesse der Rechtssicherheit müsse der VdAK die von der

KV erlassenen Beschlüsse gegen sich gelten lassen.

Das Landessozialgericht hat durch Urteil vom_9. Dezember

1960die Berufungder beklagten KVmit der Maßgabezurück—
gewiesen, daß das Urteil des Sozialgerichts wie folgt ge—

faßt wurde: "Die Bescheide des Beschwerdeausschusses vom
2. Oktober 1959, 22. Oktober 1959 und 21. Dezember 1959

werden aufgehoben. Die Bescheide über die Honorarabrech-

nung für das IV. Quartal 1958 und das I. Quartal 1959 wer—

den teilweise aufgehoben, und zwar insoweit, als sie Kür—

zungen für IV/1958 von 569,90 DM und für 1/1959 von 9A2,25

DM enthalten". Zur Begründung seiner Entscheidung hat es

im wesentlichen ausgeführt: Aus den von der beklagten KV

vorgelegten Akten über die strittigen Quartale 1/1958

und III/1958 sei nicht ersichtlich, ob die Einwendungen

des VdAK innerhalb der Dreimonatsfrist des @ 15 Ziff. 4

599
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EKV eingegangen.seien. Dazu und zu der weiteren Frage, ob

die Ersatzkasse die gesamte Honorarforderüng der KV für

alle Ärzte ohne Begründung ablehnen dürfe, bedürfe es je-

doch keiner Entscheidung; denn unstreitig seien die wei-

teren Fristen des $ 15 Ziff. 4 EKV im Verlauf des Prü-
fungsverfahrens nach Eingang der Einwendungen nicht ge—

wahrt, was_die Beklagte auch ausdrücklich eingeräumt ha—

be. Mit Ablauf_der zwingenden Vertragsfristen des 5 15
Ziff. 4 EKV seien die zunächst nur vorläufigen Abrechnun—

gen uhwiderruflich und nach @ 77 SGG für die Beteiligten

in der Sache bindend geworden, so daß für ein weiteres
Prüfungsverfahren und eine abweichende Entscheidung kein.

Raum mehr geblieben sei. — Die Revision wurde zugelassen,

Gegen dieses Urteil haben die beklagte KV und der VdAK
Revision eingelegt mit dem Antrag,

‘
das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage

abzuweisen.
Sie wenden sich gegen die Rechtsauffassung des Berufungs—

gerichts, daß die dem Kläger erteilten "vorläufigen Ab—

rechnungsbescheide"wegenNichteinhaltung der Fristen des
5 15 Ziff° 4 EKV bindend geworden seien. Nach ihrer Mei—

nung handelt es sich bei den von den Prüfungsinstanzen

nicht eingehaltenen Fristen um keine*Ausschlußfristen, son—

dern um Ordnungsfristen, deren Überschreitung nicht zur

Bindüng an den ursprünglichen "Honorarvorschlag" des

Prüfungsausschusses führen könne. Die beklagte KV macht

ferner geltend, eine prozentuale Kürzung für die Ersatz—

kassen komme nur insoweit nicht in Betracht, als die Hono—

rarforderung an Hand nachprüfbarer Einzelfälle gekürzt

worden sei: Soweit jedoch im Gesamtergebnis eine unwirt—

schaftliche Behandlungsweise festgestellt werde, könne

die Kürzung nur schematisch um einen geschätzten Prozent-

satz vorgenommen werden. Alle gegent€iligen Erwägungen

seien praxisfremd und mit dem Willen der Vertragspartner

nicht zu
vereinbaren. Der geschätzte Prozentsatz ergreife

„ iO _{ .
(
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die Gesamtabrechnung für alle Ersatzkassen, auch wenn hier—

durch die Kürzung für eine einzelne Kasse unter Umständen

—
isoliert gesehen

— nicht den tatsächliChen Prüfungsergeb—

Anissen
entsprechen sollte. Gerade deshalb hätten sich die

Ersatzkassen im EKV zu gemeinsamer Prüfung mit dem Ziel
_verbundeh, das Gesamtprüfungsergebnis auch gegen sich gel?

ten zu lassen° Durch dieses Verfahren könne demnach nicht‘

der Arzt, Sondern nur die eine oder andere Kasse benachtei—

ligt werden° Dies hätten die Ersatzkassen jedoch zu Gunsten

eines vereinfachten Verfahrens durch den Vertrag bewußt in
“Kauf

genommen°

Die beigeladene Barmer Ersatzkasse ist den Rechtsausführun-

gen der Revisionskläger beigetreten,

Der Kläger hat beantragt,

die Revisionen zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend° Die Honorar—

beschéide hätten den Charakter eines Verwaltungsakts. Daß
zwischen der Krankenkasse und der KV kein Unterordnungsver—

hältnis bestehe, ändere daran nichts. Die im EKV für den

zweiten Teil des Abrechnungsverfahrens bestimmten Fristen

seien im Gegensatz zur
Auffassung der Revisionskläger keine

bloßen Ordnungsvorschriften. Es handele sich vielmehr um

zwingende Normen mit allen sich daraus ergebenden Rechtsfol—

gen° Besonders hervorzuheben sei der Gedanke des Vertrauens-

schutzes° Nach Ablauf der in 5 15 Ziff. 4 EKVvorgesehenen
Fristen sei der Arzt berechtigt, darauf zu vertrauen, daß

ihm das im Abrechnungsbescheid festgestellte Honorar end—

gültig und ungekürzt zufließe° Das Landessozialgericht habe

auch mit Recht einen Verwaltungsnotstand verneint° Neben

den vom Berufungsgericht angeführten Gründen sei noch von

Bedeutung, daß der Beschwerdeausschuß dem Kläger das rechte

liche Gehör verweigert habe, denn es könne ihm nicht zuge—

mutet
werden,

nach anstrengender geistiger Arbeit noch in

der Nachtzeit an einer Verhandlung teilzunehmen. Der Ver—

such, Anwälte von der mündlichen Verhandlung auszuschließen,

-]_]_-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-]_]_..

stehe mit @ 3 der Bundesrechtsanwaltsordnung nicht im Ein-

klang. Schließlich habe der Beschwerdeausschuß ausschließ—

lich statistischee Material zur Begründung seiner Entschéi—"

dung verwendet, keiner der angefochtenen Bescheide sei aus
sich heraus verständlich.

II.

Die form— und fristgerecht eingelegten Revisionen der beklag—

ten KV und des beigeladenen VdAK sind begründet. ‘

l.)

g.)

Das Landessozialgericht hat die Berufung der KV zu Recht

als zulässig angesehen. Streitig ist die Rechtmäßigkeit
von Honorarkürzungen, die

die'Prüfungsinstanzen
der be—

'1lagten KV an mehreren Vierteljahresabrechnungen des

Klägers (1/1958 und III/1958) vorgenommenhaben, Die
angefochtenen Bescheide betreffen "Ansprüche auf wieder-

kehrende Leistungenti im Sinne des @ 1ü4 Abs° 1 Nr° 2

SGG (BSG 11, 102, 108). Der vorliegende Rechtsstreit
=beschränkt sich aber nicht auf Leistungen für einen“

Veitraum bis zu drei Monaten, der Kläger erstrebt viel—

_ehr die Aufhebung der Bescheide des Beschwerdeausschus—

ses vom 3„ November 1959 und vom 16. Februar 1960 sowie

der Bescheide des Prüfungsausschusses vom 21, Juli 1959
’ünd }. Dezember 1959, die sich auf die Honorarabrechnung

für zwei Kalendervierteljahre beziehen. Die Berufung war

eéaher nach @115 i.V.m. @144 Abs. 1 Nr„ 2 sec statthaft.

In sachlicher Hinsicht kann der Rechtsauffassung-des

Landessozialgerichts, durch die Nichteinhaltung der in

@ 15 Ziff. 4 EKV festgelegten Fristen (für die Durch-
führung der sogenannten Zwischenbesprechüng, die Bekannt—
gabe ihres Ergebnisses, die nochmalige Entscheidung des

Prüfungsausschuss€s und die Entscheidung des Beschwerde—

fausschusses) seien die "vorläufigen Bescheide" des Prü-
jfungsausschusses

— soweit sie der Kläger nicht bean—

Istandet habe - bindend geworden, nicht gefolgt werden.

„ 12 _
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Der am 12. Mai 1950 zwischen dem VdAK und der früheren

Arbeitsgemeinschaft der Kassenärztlichen Vereinigungen

des Bundesgebietes (jetzt Kassenärztliche Bundesvereini-

gung) geschlossene Vertrag ist öffentlich—rechtlicher

Natur. Die ärztliche Versorgung der Pflichtversicherten

' der Ersat2kassen und ihrer Familienangehörigen wird nach

5 2 Ziff. 1 EKVdurch'Vertragsär2te durchgeführt, die von
der KV an der Ersatzkassenpraxis beteiligt werden und die,

wie der Senat in BSG 11, l und 102 näher dargelegt hat,

nicht als gleichgeordnete
Vertragspartner der KV, sondern

als ihr hoheitlich unterstehende Verbandsmitglieder tätig

sind. Deshalb sind — wie auch das Landessozialgericht zu-
treffend angenommen hat - nicht nur die Beschlüsse der

KV über die Begründung des Beteiligungsverhältnisses Ver-

waltungsakte, sondern auch die Entscheidungen, die im

Rahmen des bestehenden Beteiligungsverhältnisses mit un—

mittelbarer rechtlicher Wirkung für den beteiligten Arzt

dessen Rechte und Pflichten gegenüber der KV regeln (BSG

11, 102, 108). '

Die ambulante vertragsärztliche Tätigkeit wird nach 5 8

EKV nach Einzelleistungen auf Grund der für die Ersatz-

kassenpraxis bearbeiteten E—Adgo vergütet. Die Aufgabe

der Prüfungsinstanzen (Prüfungsausschuß und Beschwerde-

ausschuß) besteht nach 5 14 Ziff„ 2 EKV darin, die Not-

wendigkeit und Wirtschaftlichkeit der für Rechnung der

Vortragskassen ausgeführten Tätigkeit jedes Vertragsarz—

tes "nach Herkommen und Gepflogenheit unter Beachtung des
Wandels medizinischer Anschauungen" zu beurteilen„ Die

Entscheidungen, durch die das Honorar des Arztes für seine

Tätigkeit festgesetzt wird, regeln den Honoraranspruch des

Arztes mit unmittelbarer rechtlicher Wirkung für den Arzt

und für die zahlungspflichtige Ersatzkasse° Da die Ent—

scheidungen der Prüfungsinstanzen über die Angemessenheit

der Honorarforderung hoheitliche Willensäußerungen der

KV über die Regelung des Honoraranspruchs für bestimmte
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ärztliche Leistungen darstellen, handelt es sich, wie der

Senat in BSG 11, 102, 109 näher dargelegt hat - entgegen

der Ansicht der Revisionskläger — nicht um Schiedsgutach—
'ten im Sinne der @@317 ff BGB, sondern um Verwaltungs-
akte. Dom steht der Umstand, daß die Ersatzkassen als

Körperschaften des öffentlichen Rechts der KV-gleichgeord-

net sind, nicht entgegen; es genügt zur Annahme eines Ver—

waltungsaktes, daß eine hoheitliche Regelung gegenüber nur
- __.—

\ nach @568 n Abs. 4 der Reichsversicherungsordnung (EVO)

zur Überwachung der Wirtschaftlichkeit der kassenärztli—
chen Versorgung der sogenannten RVOeKassen errichteten

Prüfungsausschüsse erlassen Verwaltungsakte, die die be-

teiligten Krankenkassen binden, wenn sie von dem ihnen

bei der Überprüfung der ärztlichen Verordnungsweise zu-

stehenden Widerspruchsrecht keinen Gebrauch machen (vgl.

auch BSG 15, 118, 120 ff zur Frage der Bindung der Trä—

ger der Rentenversicherung an die nach 5 1399 EVO er—

gangenen Bescheide der Krankenkassen).

Schon der Honorarbescheid, den die Abrechnungsetelle der

KV dem Vertragsarzt und der Vertragskasse nach % 15

Ziff. } EKV zum gleichen Zeitpunkt mitzuteilen hat, ist

ein Verwaltungsakt, der sowohl gegenüber dem beteiligten

Vertragsarzt als auch gegenüber den beteiligten Ersatz-

kassen bindend werden kann. Wenn er auch nur auf einer

summarischen Prüfung der Rechnungen des Vertragsarztes

durch den Prüfungsausschuß beruhen mag, so enthält er

doch eine Feststellung des vom Prüfungsausschuß für "ange—
messen" gehaltenen Honorare. Darunter ist das Honorar zu

verstehen, das der Prüfungsausschuß nach rechnerischer

und sachlicher Richtigstellung der Rechnungen (@ 15 Ziff.

1 EKV) im Hinblick auf die vom Vertragsarzt zu beachtende

wirtschaftliche Behandlungsweise (@ 15 Ziff. 2 EKV} als
gerdchtfertigt ansieht und mit unmittelbarer rechtlicher
Wirkung

für den beteiligten Arzt und die beteiligten Er—

satzkassen festsetzt (vgl. BSG11%102, 109, 114). Dieser
\ 1
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Honorarbescheid darf nur insofern als "vorläufig" angese—
hen werden, als er — wie auch andere belastende Verwal—
tungsakte — nicht endgültig ist, sondern von den Betei—

ligten angefochten werden kann.

4.) Die Durchführung des verwaltungsmäßigen Anfechtungsverfah—

rens behandelt 5 15 Ziff. 4 EKV. Nach dieser Regelung, zu
der die vertragschließenden Körperschaften kraft ihrer

Befugnis zur autonomen Rechtsetzung berechtigt waren (vgl.

@568 n Abs. 1 letzter Satz, Abs. 4 RVG), kann der Bescheid
des Prüfungsausschusses innerhalb einer Frist von drei

Monaten angefochten ("abgelehnt") werden. Wird der hencrar—
bescheid ("das Prüfungsergebnis des Prüfungsausschuss 5")

innerhalb dieser Frist weder von dem Vertragsarzt noch von
einer beteiligten Ersatzkasse ahgefechten, so ist er für

“die Beteiligten bindend (er ”gilt als angenommen"). Das

an die "Ablehnung“ durch einen der Beteiligten sich an—
schließende Verfahren vor den Prüfungsinstanzen stellt

—ebenso wie das in $ 568 n Abs. H EVO für die Überwachung

der Wirtschaftlichkeit der kassenärztlichen Versorgung vor-

geschriebene Verfahren - ein Vorverfahren im Sinne der

@@79, 80 sec dar. Der in $ 15 Ziff. 4 Satz } EKVals ”Ab-
lehnung des Prüfungsergebnisses" bezeichnete Rechtsbehelf
ist — übertragen auf die für das Vorverfahren geltenden

‚ Begriffe des Sozialgerichtsge$etzes (5% 77 ff SCG) — ein

W39925259921 der, entsprechend der autonomen Sonderrege—

lung durch die Vertragspartner des EKV, nicht innerhalb"

eines Monats, sondern innerhalb einer Frist von drei Mena—

ten nach Mitteilung des Honorarbescheides an die Abrech—

nungsstelle der KV_oder an den Prüfungsaussehuß zu rich—

ten ist. Der Prüfungsausschuß hat, wenn er den Widerspruch

für begründet erachtet, ihm abzuhelfen ($ 85 Abs. 1 SGG).

Bei Anfechtung des Honorarbescheides durch eine Vertrags—

kasse findet nach der in @15 Ziff. 4 Satz 4 bis 6 EKV
getroffenen Senderregelung eine—sogenannte Zwischenbespre—

chung statt, die den Zweck hat, eine möglichst weitgehende

Verständigung im Sinne des @ 13 EKV zu erreichen und den

-'15 _
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Beschwerdeausschuß zu entlasten. Gegen eine solche Zwischen-
‘bésprechung, an der der Vertragsarzt nicht teilnimmt, be—

stehen keine rechtsstaatlichen Bedenken, wenn dem Vertrags—

arzt das Ergebnis dieser Besprechung noch vor einer ihn

belastenden neuen Entscheidung des Prüfungsausschusses

' (Abhilfebescheid im Sinne des @85 Abs. 1 sec) oder des
Beschwerdeausschusses (Widerspruchsbescheid im Sinne des

5 85 Abs° 2 SGG) bekanntgegeben und ihm dadurch Gelegen—
heit gegeben wird, zu den gegen die Wirtschaftlichkeit sei—

ner Behandlungsweise bestehenden Bedenken Stellung zu neh-

men.

Die Frist für den Widerspruch beginnt nach 5 66 Abs. 1 SGG

nur_zu laufen, wenn der Beteiligte über den Rechtsbehelf
‘und die Verwaltungsstelle, bei der den Rechtsbéhelf anzu-
bringen ist, sowie über deren Sitz und die einzuhaltende

Frist schriftlich belehrt werden ist. Ist die Belehrung

unterblieben oder unriohtig erteilt, so kann der Rechts-
\behelf grundsätzlich noch innerhalb eines Jahres seit ZU-

stellUng, Eröffnung oder Verkündung eingelegt werden
(€ 66 Abs. 2 SGG). Die in den Verwaltungsaktcn der beklag—
ten KV befindliche Ab5chrift des an den Kläger gerichteé

ten Schreibens vom 2" Oktober 1958, das sich auf die Ab-
rechnung für das I. Quartal 1958 bezieht, enthält eine

unrichtige Belehrung, denn der Kläger wird darauf hinge—

wiesen, daß er gegen das Abrechnungs— und Prüfungsergeb—
‘Iüs "innerhalb einer Frist von einem Monat” Einspruch er—

heben könne. In welcher Weise der Kläger bei Mitteilung

des Honorarbeschcides für III/1958 belehrt wurde, ist den

Verwaltungsakten der beklagten KV nicht zu entnehmen. Die

Belehrung über den Rechtsbehelf ist aber nicht nur dem
Vertragsarzt, sondern auch den an der Honorarabrechnung

beteiligten Vertragskassen zu erteilen, in deren Rechte

der Honorarbescheid unmittelbar eingreift. Sie allein ‘

haben als Schuldner des Honorars neben dem Vertragsar2t
das Recht, den sie belastenden chorarbescheid anzufeche

ten. Dagegen steht dem Verband der Angestellten-Kranken-

-
16
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‚kassen dieses Recht im eigenen Namen nicht zu. Das schließt

jedoch nicht aus, daß der Verband im Auftrage der von dem

Henorarbescheid betroffenen einzelnen Ersatzkassen tätig

wird. Ob die beklagte KV den an der Honorarfestsetzung

beteiligten Ersatzkassen bei Mitteilung der hier in Betracht
'kommenden Henorarbescheide eine schriftliche Belehrung über

den Rechtsbehelf erteilt hat, ist aus den Verwaltungsakten

nicht zu ersehen, könnte aber durch Vorlage der den einzel—

nen Ersatzkassen zugegangenen Hencrarbescheide festgestellt

werden. Ist die Belehrung - wie es den Anschein hat - unter—

blieben oder war sie unrichtig, so konnte der Widerspruch

noch innerhalb der Jahresfrist des 5 66 Abs. 2 SCG erhoben

werden. '

Das Berufungsgericht hat darüber, wann die Honorarbescheide

über die einzelnen Kalendervierteljahre den Vertragskassen

mitgeteilt worden sind, ob und welche Rechtsbelehrung sie

enthielten, wann die Widersprüche ("Anträge auf nochmalige
Prüfung") bei der beklagten KV eingegangen sind und eb der

VdAK befugt gewesen ist, für die einzelnen Ersatzkassen

tätig zu werden, keine Feststellungen getroffen, weil es

davon ausgegangen ist, daß die ursprünglichen Hencrarbe—

scheide über die Quartale I und III/1958 wegen Nichteinhal-

tung der weiteren Fristen des % 15 Ziff. & EKV unwiderruf—

lich und nach 5 77 SGG für die Beteiligten in der Sache

bindend geworden seien.

Das Lahdessozialgericht hat jedoch den Charakter dieser

Fristen verkannt und deshalb aus ihrer Nichteinhaltung un-

richtige rechtliche Folgerungen gezogen. Es handelt sich

nicht um Fristen für die Einlegung eines Rochtsbehelfs, deren

Nichteinhaltung den Verlust des Bechtsbehelfs zur Folge hat,

sondern um das Verwaltungsverfahren regelnde Ordnungsfristen

(vgl. Wolff, Verwaltungsreéht, 4. Aufl. 5 37 III). Die Fri—

sten, die für die Durchführung der sogenannten Zwischenbe—

sprechung, die Bekanntgabe des Ergebnisses dieser Zwischen-

besprechung, die nochmalige Entscheidung des Prüfungsaus—

“(L ._
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schu$ses —sie entspricht der Abhilfe im.Sinne des 5 85
Abs. 1 SGGund stellt keinen Widerspruchsbescheid im
Sinne des @ 85 Abs° 2 SGG dar —und die EntScheidung

des Besohwerdeausschusses gelten, sind keine Fristen,

die die
vom Verwaltungsverfahreh Betroffenen, nämlich

der Vertragsarzt und die Ersatzkassen, zur Vermeidung

von Rechtsnachteilen einzuhalten haben; diese wären dazu

auch nicht in der Lage, da die Gestaltung des Verwaltungs—

verfahrens nicht in ihren Händen liegt, sie haben bei un—
gebührlicher Verzögerung des Verwaltungsverfahrens nur

die Möglichkeit der Untätigkeitsklage (@ 88 Abs„ 2 SGG),
um auf den Gang des Verfahrens einzuwirken. Die genann£

ten Fristen gelten allein für die mit der Durchführung
des Verwaltungsverfahrens betrauten Stellen. Die von dem

Verwaltungsverfahren betroffenen Beteiligten gehen daher

nicht des Rechtsbehelfs verlustig, wenn die Verwaltung
das Verfahren nicht innerhalb der dafür vorgesehenen

Fristen durchführt. Die Nichteinhaltung der in 5 15
Ziff. 4 EKV für das Weitere Prüfungsverfahren bestimm—
ten Fristen durch die Prüfungsinstanzen der beklagten_

KV, die auf-Anfangsschwierigkeiten nach Wiederzulassung

der Ersatzkassen in Berlin im Jahre 1958 zurückzuführen

sein mag, hat daher nicht zur Folge, daß der von einem

der Beteiligten rechtswirksam angefochtene Honerarbe-

scheid nach @ 77 SGG bindend geworden ist. Eine solche

Bindung kann auch nicht aus dem Réchtsinstitut der Ver-
wirkung hergeleitet werden, die eine längere Untätigkeit

zögertem_Ahlauf eines von demBerechtigten fristgemäß
eingeleitetem Prüfungsverfahrens aber nicht in Betracht
kommt°

Dasjangefoehtene Urteil ist daher wegen unrichtiger Aus—

legung der Bestimmungen des © 15 Ziff. 4 EKV aufzuheben

undjder noch nicht zur Entscheidung reife Rechtsstreit an

das Berufungsgericht zu neuer Verhandlung und Entschei-

dung zurückzuverweisen.
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Ergibt die nunmehr vom Landessozialgericht vorzunehmende

Prüfung, daß der VdAK.die Prüfungsbescheide im Auftrage

der beteiligten Ersatzkassen — die zum Verfahren beizuladen
sind - rechtswirksam angefochten hat, so beständen — wie

bereits oben hervorgehoben — gegen die Durchführung der in
@ 15 Ziff. 4 EKV vorgesehenen Zwischenbesprechung grundsätz-

lich keine Bedenken. Der Prüfungsausschuß hätte jedoch,

bevor er auf Grund dieser Zwischenbesprcchung einen neuen

— für den Vertragsarzt ungünstigeren - Bescheid erließ,

durch den er dem Widerspruch der Kassen abhalf, dem Arzt
Gelegenheit geben müssen,

zu den Ergebnissen der Zwischen-

besprechung Stellung zu nehmen (vgl._Urteil vom heutigen

Tage in Sachen 6 RKa 4/61). Dieser Mangel des Verwaltungs—
verfahrens kann aber im Verfahren vor dem Beschwerdeaus-

schuß geheilt werden. Werden dem Arzt vor der Durchführung

des Widerspruchsverfahrens - etwa in dem auf Grund der Zwi-

schenbesprechung ergangenen neuen Bescheid des Prüfungsaus—

schusses — die für die Kürzung des Honorars maßgebenden

Gründe unter Angabe der Durchschnittswerte vergleichbarer

Ärztégruppen mitgeteilt, so wird er regelmäßig in der Lage

sein, unter Darlegung der Besonderheiten seiner Praxis seine

Rechte vor dem Beschwerdeausschuß zu wahren.

Der Einwand
des

Klägers — über den das Landessozialgericht

möglichwéise bei der neuen Verhandlung befinden muß —,
ihm sei das rechtliche Gehör versagt worden, weil der Be—

schwerdeausschuß es abgelehnt habe, den für die Verhand—

lung vorgesehenen Termin (16.2.1960, 21.45 Uhr) auf einen

Zeitpunkt zu verlegen, der den üblichen Tagesstunden ent-

spricht, erscheint nicht gerechtfertigt. Wenn der Beschwer—

deausschuß diese Verlegung mit der Begründung abgelehnt hat,

sämtliche Mitglieder des Ausschusses seien frei praktizie—

rende Ärzte und stünden deshalb nur in den Abendstunden
“

zur Verfügung, so sind dagegen grundsätzlich keine recht-

'‚lichen Bedenken zu erheben. Da die ehrenamtlich tätigen
Prüfer für diese Tätigkeit ihre Freizeit zur Verfügung
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stelléL,
ist es auch dem Vertragsarzt « sofern nieht beson—

dere Hindungsgründe vorliegen — zuzumuten, in seiner eige—

nen Angelegenheit im Rahmen der ärztlichen Selbstverwal-

tung an einer ihm rechtzeitig mitgeteilten Verhandlung in

den
Abendstunden

teilzunehmen. Die in dem Schreiben des

Beschwerdeausschusses vom 15. Februar 1960 gebrauéhte Wen—
dung. "das Auftreten eines Rechtsanwalts allein, d.h. ohne
den betroffenen Arzt„ist jedoch nicht möglich", gibt ihrem

Wortlaut nach zwar zu Bedenken Anlaß, weil es auch im Ver-
fahren vor dem Beschwerdeausschuß dem Arzt unbenommen ist,

sich durch einen Rechtsanwalt vertreten zu lassen (@ }
Rechtsanwaltsordnung). Bei verständiger Würdigung wird man‘

den Hinweis in demSchreiben vom15. Februar 1960 jedoch
dahin verstehen müssen, daß die bloße Anwesenheit eines

Rechtsanwalts ohne den Vertragsarzt selbst nicht geeig—

net erscheint, den zur Entscheidung stehenden komplizier—

ten, wesentlich medizinische Fragen berührenden Sachver—

’halt zu klären. '

Das Berufungsgericht wird bei der neuen Verhandlung auch

prüfen müssen, welche Bedeutung es hat, daß dem Kläger die

_Durch8chnittswerte seiner Fachgruppe zumindest durch die

Beschéide des Beschwerdeausschusses bekanntgeworden sind.

Wie der Senat bereits entSchiedeh hat, bedarf es für den

Nachweis der Unwirtschaftlichkeit der Behandlungsweise

keiner Einzelprüfung, wenn diese nicht durchführbar ist
oder unverhältnismäßige Schwierigkeiten oder Aufwendun-

gen verursachen würde (vgl. BSG ll, 102, 114). Untersu—

chungen von Patienten im .Prüfungsverfahren, für die ohne—

hin keine gesetzliche Handhabe besteht, werden bei ärztli-

cher Behandlung nur in Ausnahmefällen gerechtfertigt sein.

*Allerdings muß auch eine auf vergleichendcr Betrachtung

beruhende Prüfung "individuell“ sein, d.h. sie muß die
Besonderheiten der Praxis des zu überprüfenden Arztes be—

rücksichtigen. Diesem Erfordernis kann durch eine zweck—
entsprechende Auswahl der Vergleichstatbestähde Rechnung

getragen werden. Die Prüfungsinstanzen dürfen von einer
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Prüfung einzelner Behandlungsfälle Jedenfalls dann Abstand

nehmen, wenn die für die einzelnen Leistungsarten ermittelten

durchschnittlichen Honorarforderungen des Arztes in offen—

sichtlichem Mißverhältnis
zu den Durchschnittswerten ver-

gleichbarer Ärztegruppen liegen und auch die Besonderhei-

ten seiner Praxis, die er darzulegen hat, seinen Mehrauf-

wand nicht rechtfertigen (vgl. Urteil des erkennenden Senats

vom heutigen Tage in Sachen 6 RKa 24/59).

‘ Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens

bleibt dem abschließenden Urteil des Berufungsgerichts vor—

behalten. '
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